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Repowering, vorhabenbezogener Bebauungsplan, Höhen
begrenzungen, Funktionslosigkeit verneint

OVG Magdeburg, Urteil vom 30. Januar 2024 – 2 K 129/21
Ein Bebauungsplan, der die Errichtung von Windenergieanlagen mit einer Höhenbegrenzung zulässt, wird nur dann funktionslos, 
wenn seine Verwirklichung weder in der Vergangenheit erfolgt ist noch in der Zukunft erfolgen kann. Nicht ausgeschlossen ist die 
Verwirklichung demgegenüber dann, wenn die nach einem Bebauungsplan zulässigen Anlagen in Ausnutzung und Umsetzung 
seiner Festsetzungen vollständig errichtet wurden. (Rn.33)

(amtlicher Leitsatz)

Hintergrund der Entscheidung
Die Klägerin (Unternehmen der Windenergiebranche) beantragte beim Beklagten (Genehmigungsbehörde) im Jahr 2016 die Erteilung 
einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung für ein Repoweringvorhaben innerhalb eines Windparks. Seit 1996 existiert für diesen 
Windpark ein vorhabenbezogener Bebauungsplan für 26 Windenergieanlagen (WEA). Die Standorte sind in der Planzeichnung im Ein-
zelnen festgelegt. Nach den textlichen Festlegungen ist die Nabenhöhe der WEA auf jeweils 70 m und ihre Nennleistung auf jeweils 
1.500 kW beschränkt. Entsprechend dieser Vorgaben wurden nach dem Inkrafttreten des Bebauungsplans 26 WEA errichtet. Die Kläge-
rin möchte jetzt 14 der bestehenden WEA zurückbauen und diese durch sieben neue Anlagen im Geltungsbereich des Bebauungsplans 
ersetzen. Die neuen Anlagen sollen mit einer Nabenhöhe von 137 m und mit einer Nennleistung von 3,45 MW errichtet werden. Die 
Beigeladene zu 2 (Gemeinde) erließ im Dezember 2020 einen Beschluss zur entsprechenden Änderung des Bebauungsplans, den sie 
mit einem Änderungsbeschluss im Dezember 2022 allerdings wieder aufhob. Hintergrund war, dass die Beklagte Zweifel an der Plan
änderung geäußert und die Kommunalaufsichtsbehörde angekündigt hatte, den Änderungsbeschluss aufzuheben. Bereits im Oktober 
2021 erhob die Klägerin Untätigkeitsklage beim OVG Magdeburg. Sie beantragte, den Beklagten zur Erteilung einer immissionsschutz-
rechtlichen Genehmigung für die geplante Anlagenmodernisierung zu verpflichten. Dabei ging die Klägerin davon aus, dass der Bebau-
ungsplan zwischenzeitlich funktionslos geworden sei, weil die darin zugelassenen WEA nicht wettbewerbsfähig seien und diese nicht 
gewinnbringend errichtet und betrieben werden könnten. Die Beigeladene zu 1 betreibt in ca. vier Kilometer Entfernung zum Windpark 
eine Radaranlage zur Erfassung von Wetterdaten. Sie schloss sich im gerichtlichen Verfahren den Ausführungen des Beklagten an, der 
rügte, dass durch die geplanten WEA die Funktionsfähigkeit der Radaranlage beeinträchtigt würde. 

Inhalt der Entscheidung
Das OVG wies die Klage ab und entschied, dass die zulässige Klage unbegründet sei. Die Klägerin habe keinen Anspruch auf die bean
tragte immissionsschutzrechtliche Genehmigung, weil ihrem Vorhaben öffentlich-rechtliche Vorschriften entgegenstünden. Die geplan
ten WEA seien bauplanungsrechtlich unzulässig, weil sie aufgrund ihrer Nabenhöhe und ihrer Nennleistung den Festsetzungen des 
Bebauungsplans widersprächen. (Rn. 28 ff.) 

Die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit richte sich nach § 30 Abs. 1 BauGB. Das Vorhaben liege im Geltungsbereich des Bebauungs-
plans und es bestünden keine Gründe für die Unwirksamkeit des Plans. Der Plan sei nicht wegen einer Funktionslosigkeit unwirksam 
geworden. (Rn. 31) Von einer Funktionslosigkeit sei nur unter zwei Voraussetzungen auszugehen: Die Verhältnisse, auf die sich eine 
bauplanerische Festsetzung bezieht, müssten in der tatsächlichen Entwicklung einen Zustand erreicht haben, der auf unabsehbare Zeit 
ausschließe, dass die Festsetzung verwirklicht werde. Zudem müsse diese Abweichung in ihrer Erkennbarkeit einen Grad erreicht ha-
ben, der einem in die Fortgeltung der Festsetzung gesetzten Vertrauen die Schutzwürdigkeit nehme.1 (Rn. 32) 

Die Verhältnisse, auf die sich die Festsetzungen zur Nabenhöhe und zur Nennleistung beziehen, hätten sich vorliegend nicht so verän-
dert, dass sie eine Verwirklichung der Festsetzungen auf unabsehbare Zeit ausschließen. Dies sei nur dann der Fall, wenn die Festset-
zungen weder in der Vergangenheit verwirklicht wurden, noch in der Zukunft verwirklicht werden können. Vorliegend seien 26 WEA 
entsprechend der Festsetzungen des Bebauungsplans errichtet worden. Der Plan habe damit seine Funktion erfüllt. Die Funktion dau-
ere noch fort, solange die Anlagen errichtet sind und betrieben werden. Denn der Bebauungsplan liefere den rechtlichen Grund für die 
Bestandsbauten und deren Nutzung. Die Funktionslosigkeit des Plans könne erst eintreten, wenn die Anlagen stillgelegt und beseitigt 
würden. Es sei nicht Funktion eines verwirklichten Bebauungsplans, eine Rechtsgrundlage für höhere und leistungsstärkere Anlagen 
bereitzustellen, sobald die Lebensdauer der Anlagen, die in Umsetzung des Plans errichtet wurden, abgelaufen ist. (Rn. 33) Es könne 
nicht allein aufgrund der technischen Weiterentwicklung stets darauf geschlossen werden, dass Bebauungspläne für Windparks mit 
Höhenbegrenzungen funktionslos würden. Dies widerspräche der planungsrechtlichen Funktion dieser Bebauungspläne. Auch würde 
damit die gemeindliche Willensbildung übergangen werden, die der Planung vorausging. (Rn. 34)

1 � Das OVG Magdeburg bezieht sich hinsichtlich der benannten Voraussetzungen auf die ständige Rechtsprechung des BVerwG, Urt. v. 29.4.1977 – IV C 39.75;  
Beschluss v. 9.10.2003 – 4 B 85/03.

https://www.bverwg.de/de/091003B4B85.03.0
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Es fehle auch an der weiteren Voraussetzung einer offensichtlichen Funktionslosigkeit. Bereits die Funktionslosigkeit sei zu verneinen, 
sodass sich auch nicht die Frage nach der Offensichtlichkeit stelle. (Rn. 36)

Es könne offenbleiben, ob dem Vorhaben der Klägerin der öffentliche Belang einer störungsfreien Funktionsfähigkeit von Radaranlagen 
gemäß § 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 8 BauGB entgegenstehe. Die planungsrechtliche Zulässigkeit des Vorhabens richte sich vorliegend aus-
schließlich nach § 30 Abs. 1 BauGB, weil das Vorhaben im Geltungsbereich eines wirksamen Bebauungsplans liege. § 35 Abs. 3 Satz 1 
Nr. 8 BauGB wäre hingegen nur auf Außenbereichsvorhaben anwendbar. (Rn. 38) 

Fazit
Mit dem vorliegenden Urteil traf das OVG Magdeburg eine interessante Entscheidung im Zusammenhang mit Höhenbegrenzungen in 
vorhabenbezogenen Bebauungsplänen, die auch auf Bebauungspläne i. S. d. § 30 Abs. 1 oder Abs. 3 BauGB übertragbar sein dürfte. 
Das Gericht betonte, dass aufgrund der technischen Weiterentwicklung von WEA nicht automatisch eine Funktionslosigkeit des Plans 
drohe. Solange noch Anlagen betrieben werden, die den planerischen Festsetzungen entsprechen, spielt es demnach keine Rolle, ob 
ein wirtschaftlicher Betrieb neuer Anlagen möglich wäre.2 Genau hier knüpfen jedoch üblicherweise Repoweringvorhaben an. Erfolgt 
eine Modernisierung mehrerer Anlagen, wird regelmäßig die Anzahl der neuen Anlagen gegenüber der Anzahl der Bestandsanlagen 
reduziert und die Leistung einer neuen Anlage gegenüber der Leistung einer Bestandsanlage gesteigert. Eine Leistungssteigerung kann 
folglich nur durch eine Änderung des Anlagentyps, in der Regel verbunden mit einer Steigerung der Anlagenhöhe, erreicht werden. Ein 
Repowering wäre also nicht möglich. 

Das OVG Magdeburg trifft damit vorliegend zwar eine baurechtlich in sich schlüssige Entscheidung, indem es die Funktionslosigkeit 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans restriktiv handhabt. Allerdings wäre es aus Sicht der Windenergiebranche wünschenswert 
gewesen, wenn der erkennende Senat auch den Umstand gewürdigt hätte, dass WEA naturgemäß nach einem gewissen Zeitraum einer 
Modernisierung bedürfen, bei der sich in der Regel deren Anlagentyp sowie normalerweise auch die Höhe ändert. Nach der vorliegen-
den Rechtsprechung des OVG Magdeburg müssten die Altanlagen zunächst stillgelegt werden, bevor neue Anlagen genehmigt werden 
können. Alternativ kommt auch die Aufhebung oder Änderung der planerisch festgesetzten Höhenbegrenzungen in Betracht. Hierfür 
fehlt allerdings zuweilen der politische Wille und/oder es mangelt an den erforderlichen Verwaltungsressourcen. Vorzugswürdig ist der 
Weg der Planaufstellung bzw. -änderung gleichwohl. Denn es sollte nicht den Genehmigungsbehörden überantwortet sein, zu prüfen, 
inwieweit sie berechtigt und verpflichtet sind, einen etwaig funktionslosen und damit unwirksamen Bebauungsplan bei ihrer Genehmi-
gungsentscheidung außer Anwendung zu lassen.

Die Klägerin erhob gegen das Urteil Nichtzulassungsbeschwerde vor dem BVerwG, die mit Beschluss vom 30. Oktober 2024 zurück
gewiesen wurde. Das Urteil ist damit rechtskräftig.

Der Volltext der Entscheidung kann kostenfrei im Internet abgerufen werden unter:  
https://www.landesrecht.sachsen-anhalt.de/bsst/document/NJRE001565661

 

2  a. A. VG Braunschweig, Urt. v. 11.5.2022 – 2 A 100/19.

https://www.landesrecht.sachsen-anhalt.de/bsst/document/NJRE001565661
https://voris.wolterskluwer-online.de/browse/document/dcbea922-4a1c-452b-a88a-bb3cf9507642



